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Schnelle Hilfen für die Bauern 
w nterstützung der bäuerlichen 
^^nilienbetriebe auf breiter Front 
v°r HIeSe Bundesregierung antrat, fand sie ein schweres Erbe in der EG-Agrarpolitik 
j   '  as zu riesigen Überschüssen geführt hat. 

^    n Lagerhäusern der Gemeinschaft befinden sich rund 
^   *0.000 Tonnen Magermilchpulver, 
^ ^SO.000 Tonnen Butter, 
^ ^0.000 Tonnen Rindfleisch, 
v    Millionen Tonnen Getreide und 
An    ^'s ^ Millionen Hektoliter Wein sind nicht abzusetzen. 
Krecj:?!f Überschüsse mit einem Wert von etwa 17 Mrd. DM sind unbezahlt und nur auf 
betra 

tlnanziert. Die Kosten für den Agrarmarkt, die 1982 noch rund 28 Milliarden DM 
ty    gen hatten, sind 1983 um fast 30 Prozent auf über 30 Milliarden Mark gestiegen. 

M(wt Jetzt nichts unternommen hätten, wäre die Gemeinschaft innerhalb weniger 
^sti e,Vom Bankrott überrollt worden. Dies hätte zu einem Chaos auf den Märkten mit 
t^iisenH ^eiszusammenbrüchen und damit zur Existenzvernichtung von Hundert- 
^       den von landwirtschaftlichen Betrieben geführt. 

Wenn fi- a'so m ^er ^O Beschlüsse fassen, um das Schlimmste zu verhindern, auch 
Da  . ,es Opfer für uns bedeutet. 

die 3Ü 'ese Opfer aber nicht einseitig unserer Landwirtschaft zugemutet werden, hat 
Mit sregierung ein Programm mit spürbaren Einkommenshilfen beschlossen. 

^ili Skm *>ro8ramm hat die Bundesregierung Wort gehalten - unsere bäuerlichen 
"betriebe in dieser schwierigen Situation nicht allein zu lassen. 

bje ^ "^ die Bundesregierung den Landwirten? 
AiiSg. .n^esregierung gewährt ab 1. Juli 1984 den Landwirten über die Umsatzsteuer 
Da      

chszahlungen in Höhe von fünf Prozent ihres Umsatzes. 

8 ka       en d'e Brüsseler Agrarpreisbeschlüsse sofort abgefangen, denn diese Rege- 
^b i      n      ^ie diesjährige Ernte noch genutzt werden. 
ÖeiC}js 

nuar 1985 wird dadurch der dann wirksam werdende Abbau des Währungsaus- 
0n 5 Prozentpunkten ausgeglichen. 
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Wer erhält diese Hufe? 
Die Anhebung der Vorsteuerpauschale auf die Umsatzsteuer wird landwirtschaftlich6 

Betrieben gewährt. 

Gewerbebetriebe, wie es sie z.B. in der Tierhaltung gibt, erhalten sie nicht. Auf d'e 

Weise wird die Wettbewerbssituation der bäuerlichen Veredlungsbetriebe gestärkt- 

Wie wird's technisch abgewickelt? 
Die weit überwiegende Zahl der Landwirte wendet die Umsatzsteuerpauschalierung 
Sie können statt bisher acht künftig 13 Prozent Umsatzsteuer in Rechnung stelle11' 
sie nicht an das Finanzamt abführen müssen. Diese Betriebe haben sofort einen N»> 
vom Einkommensausgleich über die Umsatzsteuer. 

Diejenigen Landwirte, die die Umsatzsteuer an Hand von Belegen exakt mit dem F'najen 
amt abrechnen („optierende" Landwirte), verkaufen ihre Erzeugnisse wie bisher zu 

allgemeinen Umsatzsteuersätzen, d.h. in der Regel sieben Prozent. Sie können dann „, 
sätzlich fünf Prozent ihrer Umsätze beim Finanzamt zu ihren Gunsten geltend mac 

Warum will die Bundesregierung 
den Abbau des Grenzausgleichs? 
Nach der Regelung, die die sozial-liberale Regierung akzeptiert hatte, wurde der den 
Grenzausgleich jährlich oft um mehrere Prozentpunkte abgebaut. 

Die Folge davon war, daß die Agrarpreise unter massiven Druck gerieten. Einen 
gleich dafür haben die Landwirte früher nicht erhalten. 

skaia"1 
Ergebnis: 
Die deutschen Landwirte sind im Einkommen an das Ende der Einkommens- 
der EG gerutscht. Nur die Bauern in den schwach strukturierten Ländern Itahe 
Griechenland verdienen weniger. , 

Im Zuwachs ihrer Einkommen ist die deutsche Landwirtschaft heute in der E^J 
an die letzte Stelle geraten. 

Auf deutschen Vorschlag wurde daher in Brüssel beschlossen: 

- Künftig keine positiven Grenzausgleiche mehr. 

Damit gibt es keine Preissenkungen in DM für unsere Landwirte. fJ> 

- Der noch bestehende Währungsausgleich wird ohne finanzielle Nachteile für 
Landwirte stufenweise abgebaut. . . t 

Damit wird ein langjähriger Zankapfel in der Europäischen Gemeinschaft be    ^ 
Das gibt der Bundesregierung wieder mehr Spielraum für eine aktive Preisp 
zugunsten der deutschen Landwirtschaft. 



CDU-Dokumentation 23/1984 

**heblich gesteigerte Bundesmittel für die 
'^wirtschaftliche Unfallversicherung 

le hilft die Bundesregierung den Landwirten? 
v°n 27o desre8ierun8 wird den Zuschuß für die landwirtschaftliche Unfallversicherung 
foloe . MilIionen DM 1984 auf 400 Millionen DM 1985 anheben. Auch in den dann 
der r ^*~n drei Jahren gibt es jeweils 400 Millionen DM. Damit wurden die Beschlüsse 
nochrz?eren Bundesregierung rückgängig gemacht, die 1985 120 Mio. DM, 1986 nur 
§ehP„ Millionen DM und danach gar keinen Zuschuß zur Unfallversicherung mehr cn Sollte. 

**uin gibt die Bundesregierung Zuschüsse 
^ landwirtschaftlichen Unfallversicherung? 

^enn  
ndeszuschüsse sollen die landwirtschaftlichen Betriebe kostenmäßig entlasten. 

Sich auer''crien Familienbetriebe erbringen z.T. so hohe Beiträge zu ihrer sozialen 
N 

erheit, daß damit ihre Leistungsfähigkeit überstiegen wird. 

tü   er landwirtschaftlichen Unfallversicherung bestehen noch Leistungsverpflich- 
Au     gCn'die zum Teil Jahrzehnte alt sind. Sie belasten die Beitragszahler noch heute. 
^enossn      ndeszuschüssen wird eine Zulage für Schwerverletzte gezahlt. Die Berufs- 

e'traP nscna^en können endlich wieder eine langfristige Einnahme- und damit auch 
^Planung auf solider Basis durchführen. 

<u%a*Uiemengenregelung für Milch 
b. ^m eine Garantieregelung für Milch? 
öer ~      esregierung war mit folgender Situation konfrontiert: 

^ WeuStvers°rgungsgrad in der EG war 1983 auf 123 Prozent gestiegen. Der Absatz 
?uset2e 

markt «st erheblich gesunken. Jeder fünfte Liter Milch in der EG ist nicht ab- 
J°n Milch 4 hätten 5 bis 7 Milliarden DM mehr als 1983 nur für die Verwertung 
fc" v0r. aurgebracht werden müssen - ohne davon auch nur eine Mark für den Abbau 

^bn;s ,n nen Vorräte ansetzen zu können. Angesichts dieser Situation, die ein 
er Politik der Vergangenheit ist, gab es nur eine Lösung. 
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Begrenzung der preisgestützten Menge 
Warum gab es keine Alternative? 
Weil die andernfalls notwendigen Preissenkungen bis 20 Prozent hätten betragen müsse 

Das wäre der Ruin vieler bäuerlicher Familienbetriebe gewesen! . . ( 

Weil eine Erhöhung der Mitverantwortungsabgabe die Produktionskosten zwar fli 
gesenkt, dafür aber die Erzeugerpreise faktisch heruntergedrückt hätte. Nur bei 
Mengenbegrenzung verringern sich auch die Produktionskosten. Nur die Meng 
begrenzung wirkt sofort. , - 
Weil nur die Mengenbegrenzung das Entstehen von Agrarfabriken verhindert und 
bäuerlichen Familienbetrieb schützt. .   „ 
Weil nur die Mengenbegrenzung ein Verfahren ist, auf das sich alle in Brüssel ein'g 
konnten. j„ 
Die Garantiemengenregelung ist die einzige Möglichkeit, den Milchmarkt wiede 

den Griff zu bekommen. 

Wie groß Ist die Garantiemenge für die 
Bundesrepublik Deutschland? js 
Die Garantiemenge für die Bundesrepublik Deutschland beträgt von April 19°    fl 

März 1985 23.487 Millionen Tonnen, ab April 1985 dann 23.248 Millionen T°n
igg3 

Dies sind 1984/85 6,7% und ab 1985/86 7,7% weniger Milch, als im Kalenderjahr i* 
an die Molkereien geliefert wurde. 
Der milcherzeugende Betrieb erhält eine „Garantiemenge" 

Wie errechnet sich die 
einzelbetriebliche Garantiemenge? n 
Ausgangsbasis ist die Milchanlieferungsmenge von 1983. Diese wird folgenderm 
gekürzt: 4

0
/D 

- Basisabzug für alle Erzeuger in der Regel • ' ' ufld 
Ausnahme: Betriebe, die ihre Milchleistung seit 1981 nicht gesteigert habe ^ 
die 1983 insgesamt weniger als 161.000 kg Milch angeliefert haben, erhalten ^o/0 

ersten 60.000 kg einen ermäßigten Abzug von • • * 

- Zusatzabzug entsprechend der Anlieferungssteigerung seit 1981: 5°/» 
je 1% Steigerung 0,33% Abzug, jedoch höchstens • • ' 

- Zusatzabzug entsprechend der Anlieferungsmenge: •$$' 
von 161.000 kg bis 179.999 kg 0,1% je angefangene 1.000 kg der 161.000 kg 
steigenden Menge, l°k 
von 180.000 kg bis 285.999 kg konstant     • ',^0^ 
von 286.000 kg bis 299.999 kg weitere 0,1 % je angefangene 1.000 kg der 286-V 
übersteigenden Menge. i 5'" 
von 300.000 kg konstant • • ' 
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Jas geschieht mit der Müch, 
Jek

e <Öe Garantiemenge überschreitet? 
des I

lst,eine Abgabe zu zahlen von         75% 
k  *1Cntpreises. 

^   Slnd zur Zeit je kg Milchanlieferung         52,3 Pf. 

fiiian2 ^a^e w'rd durch die Molkereien vierteljährlich erhoben und an die Bundes- 
rechriuerWa^ung ab8efunrt- Am Jahresende gibt es für den Erzeuger eine Endab- 
verrPoung' Dei der Minderanlieferungen in einzelnen Quartalen mit Mehranlieferungen 

echnet werden. 

N "t es Ausnahmen von dieser Regelung? 
öies . es°nderen Härtefällen kann die Garantiemenge erhöht werden. 

auf *jstlrnmten Fällen höherer Gewalt (Naturkatastrophe, Brand, Seuche), die sich 
•e Milchanlieferung 1983 in einem erheblichen Umfang ausgewirkt haben, 

im B
n ein Betrieb sich noch in der Entwicklung mit größeren baulichen Investitionen 

t)j        ereich der Milcherzeugung befindet. 

Jjjgen   Scheinigung der Härtefälle wird von der nach jeweiligem Landesrecht zustän- 
de B C     ?Z'.B> Landwirtschaftsämtern, Landwirtschaftskammern) vorgenommen. 

1^       escheinigung ist der Molkerei vorzulegen. 

^enge   .kerei berechnet für Sie die Garantiemengen. Die Übertragung von Garantie- 
v%a . lst möglich bei Verkauf, Verpachtung und im Falle des Erbgangs. Die Direkt- 

Ung unterliegt ebenfalls der Garantiemengenregelung. 

^JJPassungshilfen: 
J^chrente" Kleinerzeugerhilfe 
bi^ist die „Milchrente"? 
k^''chst° nte" nat zum Ziel, den Kürzungssatz für den einzelnen Milcherzeuger 
^rtefgii 8ei"ing zu halten. Dafür werden die Garantiemengen, die zur Lösung der 
^re Qa notwendig sind, durch die Bundesregierung aufgekauft. Landwirte, die auf 
rhalten "tlemenge verzichten, also keine Milch mehr produzieren und abliefern, 

lO ja.      U Jahre lang eine Prämie. Das heißt: 

bas   *e lan8 !00 DM im Jahr je 1.000 kg Garantiemenge 

Vie "Mil lerdin8s nur bis zu einer Höchstgrenze pro Betrieb von 15.000 DM im Jahr. 
nnien     nte" W'rc* nur so 'an8e gewanrt' bis die für die Härtefälle etwa benötigte 

&e von rund einer Million Tonnen abgedeckt ist. 
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Wieviel Geld stellt die Bundesregierung für die „Milchrente" berd • 
Die Bundesregierung gibt ab 1985 jährlich 100 Millionen DM für die Dauer 
10 Jahren zur Finanzierung der „Milchrente", insgesamt also 1 Milliarde DM. 

Was wird für die kleinen Milcherzeuger sonst noch getan? 
Milcherzeuger, die in den Wirtschaftsjahren 1984/85 und 1985/86 weniger als 100.0^ 
Milch im Jahr anliefern, werden für die ersten 60.000 kg Anlieferung von der M> 
antwortungsabgabe in Höhe von rd. 0,7 Pf/kg entlastet. 

Verbesserung der Bergbauernförderung 
Die Bundesregierung wird 1985 mehr Geld für die Gemeinschaftsaufgabe - *e ^ 
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" bereitstellen, um die Förden10» .^ 
benachteiligten Gebiete zu verbessern und den Bauern dort zu helfen. Gedac .jt> 
im Zusammenwirken mit den Bundesländern die Ausgleichszulage zu erhöhen ufl je|t 
Ausgleichszulagengebiete auszudehnen. Das Bundesernährungsministerium vern* 
zur Zeit darüber mit den Bundesländern. 

Die Entscheidung von Brüssel 
— Eine Bestandsaufnahme — , 

hk'11 

Die Einschränkung der Garantiemenge bei der Milch ist keineswegs ein Wuns      ^ 
Sie ist vielmehr das Ergebnis langjähriger Leichtfertigkeit in der Agrarpolitik. Es    c}i' 
versäumt rechtzeitig auf die veränderten Bedingungen in der Bundesrepublik V    ^ 
land und in ganz Europa zu reagieren. Notwendige Eingriffe wurden unterlass    ^e\ 
Entscheidungen verschoben. Es wäre vor wenigen Jahren noch viel einfacher u    ^\c 
weniger schmerzhaft gewesen, die Weichen richtig zu stellen. Man hat aber so la zAiv^ 
oc   mAinlir-ti   «\;or     011c   HAITI       \/r»ll<»n"   r•»cr»Hr\r\ft   iinrl   W/ii=»rli=»rcr»riir,hf»   in   Hpr   ASX1*  ' 

lang6,: 

es möglich war, aus dem „Vollen" geschöpft und Wiedersprüche in der Ag 
bestehen lassen. 

Wie kam es zu den „Überschüssen"? ^ 
Dabei war es schon vor Jahren absehbar wo der Zug hinfährt. In den verga   ^n 
zwanzig Jahren hat sich die Technik und die Produktivität in der Landwirtscna     QC- 

fortentwickelt. Der Verbrauch dagegen konnte damit nicht schritthalten.    ofgU^ 
meinschaft hat dadurch bei vielen wichtigen Erzeugnissen ihre volle Selbstve 
überschritten. t $> 
1957 konnte die Nahrungsmittelerzeugung innerhalb der EG nur etwa 88 rr° ^yei" 
Verbrauchs abdecken. Es hat 16 Jahre, also bis 1973 gedauert, bis der a 
sorgungsgrad auf 94 Prozent angestiegen war. 
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e 
en zurückliegenden zehn Jahren hat sich die Erzeugung dagegen weit schneller 

16 ^ke,t- 1983 betrug der Selbstversorgungsgrad bereits 112 Prozent. D.h., in den 
pu i " von 1957 bis 1973 ist der Selbstversorgungsgrad lediglich um sechs Prozent- 
Jah gewachsen' während im Zeitraum 1973 bis 1983, also innerhalb von nur zehn 

ren, ein Anstieg von 18 Prozentpunkten eingetreten ist. 

197T K 
mit der Entwickmn8 der Produktion ist der Finanzbedarf gestiegen. Im Jahr 

(£.   betrugen die Ausgaben der Europäischen Gemeinschaft für die Marktordnung 
C>as      L' Abtei,un8 Garantie) 4 Mrd. ECU. 1980 waren es bereits über 11 Mrd. ECU. 

'st ein Anstieg von etwa 14 Prozent in jedem Jahr. 
lrat iQlner.Zeit der relativen Stabilisierung der Ausgaben zwischen 1980 und 1982, 
16 M        e'ne erschreckende Kostenexplosion ein. Die Ausgaben werden auf etwa 

Mrd. ECU geschätzt. Das sind 30 Prozent mehr als im Vorjahr. 

kan 
ach wird die Meinung vertreten, diese Situation regelte sich von selbst. Davon 
Jedoch bei realistischer Betrachtung nicht ausgegangen werden. 
lele Länder (z. B. in Südamerika) können in absehbarer Zeit keine größeren 
engen von Agrarprodukten kaufen, auch wenn sie wollten. Sie haben zu große 

^nanzprobleme. 

er Absatz in die Ostblockländer kann langfristig zurückgehen. Es gibt Prognosen, 
°nach Rußland beispielsweise in wenigen Jahren keine Milchprodukte aus der 
^ mehr benötigt. 

ndere große Industrienationen haben ebenfalls Probleme mit ihrer Landwirtschaft. 
*e drängen verstärkt auf den Weltmarkt. Dabei ist insbesondere auf einen bisher 
"bekannten Konkurrenten auf dem Milchmarkt - nämlich die Vereinigten Staaten - 

anzuweisen. 

aiiSri  
Ussen also - und da geht kein Weg vorbei - unsere Produktion stärker an dem 

ant\yC        was w'r seJbst verbrauchen können. Wobei selbstverständlich auf eine ver- 
ortungsbewußte Vorratshaltung nicht verzichtet werden darf. 

0 ist konSl    .es grundsätzlich nicht verwerflich, mehr Nahrungsgüter zu produzieren, als 
Und to"11611 werden kann. Viele haben es in den 40er Jahren noch miterlebt, was Hunger 

1N°t bedeutete. 

Al
,e soll es in Zukunft weitergehen? 

'n der p £s sollten diese Reserven das notwendige Maß nicht übersteigen. Die derzeit 
Europäischen Gemeinschaft eingelagerten 

-   ^hr a|s 1 Million Tonnen Butter 
v   UnH f        on Tonnen Magermilchpulver 
u 

fast 10 Millionen Tonnen Getreide 

^r°duWt-eini^e ^e'sP'e'e zu nennen sind entschieden zuviel. Wir müssen also unsere 
!• Frei     " drosseln- Wie wir das tun' dazu sind 3 We8e denkbar: 

Senkung, 2. Mitverantwortungsabgabe, 3. Garantiemengenbeschränkung. 
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Zu 1. 
Eine Preissenkung ä la SPD ist zur Lösung der anstehenden Probleme nicht vertretbar- 
Es wären mindestens zwölfprozentige - wahrscheinlicher 20prozentige - Preissenkung^11 

notwendig; und das über Jahre. Eine solche Regelung wäre für viele klein- und mitte'' 
bäuerlich Betriebe - insbesondere dort wo keine Alternativen bestehen - der sichere 
Ruin. 

Zu 2. 
Eine Mitverantwortungsabgabe wirkt für den Betrieb genau wie eine Preissenkung- *l 

hätte den Vorteil, den Einbau weitergehender sozialer Kriterien zu ermöglichen. Alle 
dings gibt es für eine Staffelung enge Grenzen. 
Nur sechs Prozent der Kühe stehen in Beständen mit mehr als 60 Stück. 
50 Prozent in Betrieben mit weniger als 20 Stück. 
Um die notwendigen Mittel aufzubringen kommt man also an einer erheblichen t> 
lastung auch der kleineren und mittleren Betriebe nicht vorbei. Darüber hinaus B 
sich bei den Verhandlungen in Brüssel gezeigt, daß dieses Modell nicht Mehrheitsfa11 ° 
ist. 

Zu 3. c 

Es bleibt damit als kleinstes aller Übel die Begrenzung der Garantiemenge. p,e 

Lösung ist das einzig machbare. Es konnte eine Regelung erarbeitet werden, die 
zwar nicht allen recht macht, die aber die Lasten gerecht verteilt. 
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